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Energiepreispauschale für 
Minijobber 
Minijobber
Minijobber sowie Krankengeld- und 
Elterngeldbezieher erhalten wie alle übri-
gen Erwerbstätigen die Energiepreispau-
schale. Da Minijobber im Regelfall meh-
rere Arbeitgeber haben, besteht ein Aus-
zahlungsanspruch nur gegenüber jenem 
Arbeitgeber (Hauptarbeitgeber), dem die 
ELStAM-Daten vorliegen. Es besteht inso-
weit kein Wahlrecht des Mitarbeiters, aus 
welchem Dienstverhältnis die Energie-
preispauschale ausgezahlt werden soll. 
Ein Minijobber mit Haupt- und Nebenbe-
schäftigung darf nicht bestätigen, dass 
der Minĳob das erste Dienstverhältnis ist.

Bei Minĳobs erfolgt die Auszahlung der 
Energiepreispauschale über den Arbeit-
geber, aber nur, wenn dieser ohnehin 
eine Lohnsteueranmeldung abgibt und 
nicht nur Mitarbeiter beschäftigt, für die 
die Lohnsteuer an die Minĳobzentrale 
abgeführt wird. Eine Auszahlungspflicht 
besteht beispielsweise nicht für Privat-
haushalte, die ausschließlich Minijobber 
beschäftigen.

Auszahlung an geringfügig 
Beschäftigte 
Kurzfristig und geringfügig Beschäftigte 
erhalten die Energiepreispauschale nicht 
durch den Arbeitgeber, sondern mit der 
Einkommensteuerveranlagung für das 
Jahr 2022. Eine Auszahlung durch den 

Arbeitgeber ist im Regelfall nicht möglich, 
da für diesen Arbeitnehmerkreis keine 
Steuerabzugsmerkmale vorliegen bzw. 
der Arbeitgeber nicht prüfen kann, ob die 
Lohnsteuerklassen I bis V zur Anwendung 
kommen. Letzteres ist aber Vorausset-
zung für eine Auszahlung der Pauschale 
durch den Arbeitgeber. Voraussetzung für 
die Auszahlung mit der Einkommensteu-
erveranlagung ist die Abgabe einer Ein-
kommensteuererklärung für 2022. Das 
heißt, dass geringfügig Beschäftigte als 
auch Minijobber für 2022 eine Einkom-
mensteuererklärung abgeben müssen. 

Mitteilungsverord-
nung neu gefasst 

Mitteilungsverordnung 
Die Mitteilungsverordnung/MV 
verpflichtet Behörden und ande-
re öffentliche Stellen, inklusive 
die Rundfunkanstalten, zur auto-
matischen Übermittlung steuer-
relevanter Daten an die Finanz-
behörden. Die Mitteilungsver-
ordnung wurde kürzlich durch 
die Sechste Verordnung zur 
Änderung der Mitteilungsver-
ordnung (vom 25.5.2022 BGBl 
2022 I S. 816) geändert. Aus-
genommen von den Übermitt-
lungspflichten sind u. a. Kreditin-
stitute, Berufskammern und Ver-
sicherungsunternehmen. Gene-
rell ausgenommen von den Mel-
depflichten sind Zahlungen bis 
zu € 1.500,00 pro Empfänger 
und Kalenderjahr (Bagatellgren-
ze § 7 Abs. 2 Satz 1 MV).

Wesentliche Neuerungen
Die Neuerungen beinhalten u. a.  
Meldepflichten an Finanzbehör-
den über bestimmte Hilfsleis-
tungen in Bezug auf die Hoch-
wasserkatastrophe im Juli 2021 
sowie Mitteilungspflichten über 
Coronahilfsleistungen. Behör-
den und andere öffentliche Stel-
len melden den Finanzbehörden 
u. a. Höhe, den Zahltag und den/
die Zahlungsempfänger von So-
forthilfen, Überbrückungshilfen 
sowie sonstiger Soforthilfen an-
lässlich der Coronakrisen (§ 13 
MV). Neu in die MV aufgenom-
men wurden Mitteilungspflichten 
über die Auszahlung von Auf-
bauhilfen des Bundes und der 
Länder anlässlich der Hochwas-
serkatastrophe 2021.

Lohnsteuer-Richtlinien 2023 
Lohnsteuer-Richtlinien 2023 
Das Bundesfinanzministerium/BMF hat 
zusammen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder vor Kurzem den Ent-
wurf der Lohnsteuer-Richtlinien (LStR) 
2023 veröffentlicht. Die neuen Richtlini-
en enthalten vor allem umfangreiche re-
daktionelle wie sprachliche Änderungen. 
Es erfolgte außerdem eine Anpassung an 
zwischenzeitlich ergangene BMF-Schrei-
ben. Neu gefasst wurden insbesonde-
re die Richtlinien R 8.1 (Bewertung der 
Sachbezüge) und R 8.2 (Belegschaftsra-
batte). Darüber hinaus hat es die Bundes-
regierung laut Richtlinie-Entwurf darauf ab-
gesehen, den Inhalt neuerer BMF-Schrei-
ben in die Richtlinien zu übernehmen.

Erleichterung der Rechtsanwendung 
Ziel der Überarbeitung ist laut dem Ent-
wurf, „dass die Rechtsanwendung er-
leichtert wird“. Das BMF will mit den neu-
en Richtlinien auch eine Übereinstimmung 
mit dem Basisregelwerk „Bürgernahe und 
geschlechtergerechte Sprache der Steu-
erverwaltung“ erreichen, wie es im Ent-
wurf heißt. 

Inkrafttreten
Das Vorhaben soll nach Kabinettbefas-
sung und finaler Erörterung mit den obers-
ten Finanzbehörden der Länder in diesem 
Jahr abgeschlossen werden. Die neuen 
Richtlinien sollen ab dem 1.1.2023 gelten. 
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Neue Informationspflichten in Arbeitsverträgen 
EU-Richtlinie  
Bundestag und Bundesrat haben im Juli 2022 das „Gesetz 
zur Umsetzung der EU-Richtlinie über transparente und vor-
hersehbare Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union“ 
(EU-Richtlinie 2019/1152 vom 20.6.2019) verabschiedet. Die 
Umsetzung der EU-Richtlinie erfolgte durch Änderungen des 
Nachweisgesetzes und anderer Gesetze, u. a. des Arbeitneh-
merüberlassungsesetzes und des Teilzeit- und Befristungsge-
setzes. Sinn und Zweck dieser Richtlinie ist die Verbesserung 
der Unterrichtung von Arbeitnehmern über die wesentlichen 
Arbeitsbedingungen. Unter anderem besteht ein Anspruch auf 
ein umfassendes, zeitnahes und schriftliches Informationsrecht 
gegenüber Arbeitgebern.

Wesentliche Zusatzinformationen
Nach dem neu gefassten § 2 des Nachweisgesetzes muss in 
Arbeitsverträgen u. a. die Dauer der Probezeit dokumentiert 
sein. Die Vergütungsbestandteile, insbesondere die Vergü-
tung von Überstunden, müssen enthalten sein. Hinsichtlich der 
Überstunden müssen die Voraussetzungen sowie die Möglich-
keiten einer Anordnung für Überstunden festgehalten werden. 
Bei Kündigungen muss das Unternehmen über das konkrete 
Vorgehen informieren, also die betroffenen Angestellten da-
rauf hinweisen, dass diese nur schriftlich gekündigt werden 
können. Außerdem müssen die Kündigungsfristen sowie die 
Frist zur Erhebung einer Kündigungsschutzklage im Arbeits-
vertrag festgehalten sein. Sofern vom Arbeitgeber Weiterbil-
dungsmöglichkeiten angeboten werden, müssen diese im Ar-
beitsvertrag aufgelistet sein. Besteht Anspruch auf betriebliche 
Altersversorgung, muss Name und Anschrift des Versorgungs-
trägers enthalten sein. Die Informationen müssen in schriftli-
cher Form übermittelt werden. Die elektronische Form bleibt 
ausgeschlossen (§ 2 Abs. 1 Satz 3 NachweisG). 

Zeitliche Anwendung  
Die neuen Informationspflichten gelten generell für alle Neu-
einstellungen ab dem 1.8.2022. Arbeitnehmer aus bestehen-
den Arbeitsverhältnissen müssen auf Wunsch binnen sieben 
Tagen ebenfalls über die im Nachweisgesetz genannten we-
sentlichen Arbeitsbedingungen informiert werden. Bestehen-
de Arbeitsverträge müssen überarbeitet werden. Arbeitgeber, 
die den Erfordernissen des neuen Nachweisgesetzes nicht 
ordnungsgemäß nachkommen, müssen mit Bußgeldzahlungen 
rechnen, in der Spitze von bis zu € 2.000,00. 

Abtretung von Kapitallebensversicherungen 

Policendarlehen
Lebensversicherungen werden gerne zur Kreditbesicherung 
eingesetzt. Doch Versicherungsnehmer setzen hier oftmals 
die Steuerprivilegien älterer Lebensversicherungen aufs Spiel, 
nämlich die Steuerfreiheit der Guthabenzinsen und den Son-
derausgabenabzug der Beiträge. Besonderheiten gilt es zu be-
achten, wenn das Policendarlehen für Investitionen in betriebli-
ches Vermögen oder für die Anschaffung/Renovierung vermie-
teter Immobilien verwendet wird und die Darlehenszinsen als 
Betriebsausgaben/Werbungskosten geltend gemacht werden. 

Vermeidungsstrategien 
Steuerunschädlich, das heißt die Steuerfreiheit der Guthaben-
zinsen und der Sonderausgabenabzug bleiben erhalten, wenn 
folgende zwei Voraussetzungen gegeben sind: Die abgetrete-
nen Versicherungsansprüche übersteigen die Anschaffungs-/
Herstellkosten der finanzierten Objekte nicht und die besicher-
ten Darlehensmittel werden unmittelbar und ausschließlich zur 
Finanzierung der betreffenden Investitionsobjekte verwendet.
 

Kurzfristige Finanzierungen
Steuerproblematisch ist die Finanzierung von Umlaufvermögen 
oder von privaten Anlagen wie Termingelder, Anleihen, Fonds 
usw. Beträgt der Beleihungszeitraum weniger als drei Jahre, 
verliert die Versicherung nur für diesen Zeitraum das Steuer-
privileg. Übersteigt der Abtretungszeitraum drei Jahre, verliert 
die Lebensversicherung alle Steuerprivilegien. 

Prüfpunkte
Zur Erhaltung des Steuerprivilegs muss die Abtretungssumme 
auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des finanzier-
ten Wirtschaftsgutes angepasst werden, Preisminderungen, 
auch nachträgliche durch Preisnachlässe oder Zuschüsse, müs-
sen unbedingt berücksichtigt werden. Beim Kauf von Immobili-
en muss darauf geachtet werden, dass im Kaufpreis enthaltene 
vom Verkäufer übernommene Instandhaltungsrücklagen oder 
Vorräte bei Kauf eines Betriebes nicht durch das Policendarle-
hen mitfinanziert werden. Wichtig ist auch, dass das finanzier-
te Wirtschaftsgut Anlagevermögen bleibt und kein Umlaufver-
mögen wird.
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Zahlungstermine

September 2022

12. Umsatzsteuer mtl. für August bzw. 
Juli mit Dauerfristverlängerung bei 
Sondervorauszahlung 1/11 Abschlag. 
Lohnsteuer, Kirchenlohnsteuer für 
August Einkommensteuer, Kirchen-
steuer, Körperschaftsteuer, jeweils 
zuzüglich Solidaritätszuschlag 

15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag. Dies gilt nicht bei Barzah-
lung und Zahlung per Scheck.

26. Sozialversicherungsbeiträge Sep-
tember (Abgabe Beitragsnachweis)
Zusammenfassende Meldung

28. Sozialversicherungsbeiträge Sep-
tember (Fälligkeit der Beiträge)

Staatenliste 2022 
Staatenliste 2022 
Die Zahl der am AIA teilnehmenden Staaten steigt stetig. Für den kommenden Melde-
stichtag 30.9.2022 hat das Bundesfinanzministerium/BMF mit Schreiben vom 4.7.2022 
(IV B 6 – S 1315/19/10030 :044) die finale Staatenaustauschliste für 2022 bekannt 
gegeben. Danach melden 107 Staaten Finanzkonten deutscher Konto-/Depotkunden 
an deutsche Finanzbehörden. Erstmalig melden auch die Vereinigten Arabischen Emi-
rate. Zu diesem Staatenbund gehören auch die klassischen Finanzplätze Abu Dha-
bi, Dubai sowie das für Trusts berühmte Emirat, Ra’s al-Chaima. Weitere neue Melde-
staaten sind die Malediven und Kasachstan. Mit der Russischen Föderation ist die Da-
tenübermittlung derzeit ausgesetzt. Zu den klassischen Meldestaaten als ehemalige 
Steueroasen zählen seit 2018 Österreich und seit 2017 Schweiz, Liechtenstein und 
Luxemburg sowie Singapur oder die Bahamas. 

Meldedaten
Die Staaten melden u. a. die Kontonummern (IBAN), Kontostand, Name und Anschrift 
sowie Steueridentifikationsnummer des/der Kontoinhaber und das Kontoinstitut (mit 
Ländercode).

FAQ Ukraine veröffentlicht 
FAQ 
Das BMF hat kürzlich einen Fragen-Antworten-Katalog/FAQ zu den steuerlichen Maß-
nahmen zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten veröffentlicht 
(https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/faq-ukraine-steuern.html). 
Behandelt werden unter anderem Fragen im Zusammenhang mit der steuerlichen 
Berücksichtigung von Geldspenden oder Sachspenden an Krankenhäuser oder an-
dere Hilfseinrichtungen. Antworten finden Unternehmer zu den Fragen der umsatz-
steuerlichen Behandlung der unentgeltlichen Bereitstellung von Personal, Medika-
mente, Kleidung usw.

Gemeinnützige Organisationen 
Gemeinnützige Organisationen (Vereine, Stiftungen) erhalten Antworten auf Fragen,  
u. a. zur Einwerbung von Spenden im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine, 
wenn der eigentliche Satzungszweck – was die Regel sein dürfte – ein anderer ist. 
Dasselbe gilt auch für das unmittelbare Tätigwerden steuerbegünstigter Körperschaf-
ten außerhalb ihrer Satzungszwecke, zum Beispiel durch Unterstützung der Kriegs-
flüchtlinge. 

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Steuerzahler-
Gedenktag 2022 
Stichtag 13.7.2022 
Der Bund der Steuerzahler ermit-
telt traditionell für jedes Jahr den so-
genannten Steuerzahler-Gedenktag. 
Dieser sagt aus, wie lange Bürgerin-
nen und Bürger für den Staat arbeiten 
müssen bzw. ab wann für die eigene 
Tasche gearbeitet wird. Für 2022 fällt 
dieser Tag auf den 13. Juli. Damit be-
stätigt sich der Trend einer Verschie-
bung des Gedenktags weiter in den 
Juli hinein. In 2012, also vor 10 Jah-
ren, konnte der Gedenktag noch am 
8. Juli begangen werden. Im Jahr 1960 
war der Gedenktag auf den 1. Juni ter-
miniert. 

Einkommensteuerbelastungsquote 
steigt  
Für 2022 ermittelte der Steuerzahler-
bund eine Einkommensbelastungsquo-
te von 53,0 Prozent. Diese liegt damit 
0,1 Prozentpunkte höher als im Vorjahr 
bzw. sogar 0,8 Prozentpunkte über 
dem Niveau von 2020. In 2022 blei-
ben Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
lern von einem Euro nur 47 Cent übrig.  
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